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§ 1
(1) Der Bebauungsplan Altona-Altstadt 58 für den Gel-

tungsbereich Hospitalstraße, Schomburgstraße, Virchowstraße 
und Große Bergstraße (Bezirk Altona, Ortsteil 204) wird fest-
gestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die 
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu 
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim 
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden 
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke 
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen 
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er 
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der  Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem 
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Absatz 2a des Baugesetzbuchs beachtlich sind.

§ 2
Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-

hende Vorschriften:

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als Erhaltungsbereich festgesetzten Gebiet bedür-
fen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets 
auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die 
Änderung, die Nutzungsänderung oder die Errichtung bau-
licher Anlagen einer Genehmigung, und zwar auch dann, 
wenn nach den bauordnungsrechtlichen Vorschriften eine 
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung zum 
Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf 

nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im 
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder 
sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher 
oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur 
Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt werden, 
wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beab-
sichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. Im allgemeinen Wohngebiet kann die festgesetzte Grundflä-
chenzahl von 0,7 für Nutzungen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), bis zu einer Grundflä-
chenzahl von 0,8 überschritten werden.

3. Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze nur in Tiefgara-
gen zulässig.

4. Im Kerngebiet sind Spielhallen und ähnliche Unternehmen 
im Sinne von § 1 Absatz 2 des Hamburgischen Spielhallen-
gesetzes vom 4. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 505), die der 
Aufstellung von Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmög-
lichkeiten dienen, Wettbüros, Vorführ- und Geschäftsräume, 
deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit 
sexuellem Charakter ausgerichtet ist sowie Diskotheken und 
Tanzbars unzulässig.

5. Im Kerngebiet sind Wohnungen im Erdgeschoss unzulässig.

6. Das festgesetzte südliche Geh- und Fahrrecht umfasst die 
Befugnis, für die rückwärtige Erschließung der Flurstücke 
894, 895, 896, 897, 899, 1221, 1223 und 1339 der Gemar-
kung Altona-Nordwest eine Zufahrt anzulegen und zu 
unterhalten. Geringfügige Abweichungen von dem festge-
setzten Geh- und Fahrrecht können zugelassen werden.

7. Das festgesetzte nördliche Gehrecht umfasst die Befug-
nis der Freien und Hansestadt Hamburg einen allgemein 
zugänglichen Weg für den Fußgänger- und Radfahrverkehr 
anzulegen und zu unterhalten. Geringfügige Abweichungen 
vom festgesetzten Gehrecht können zugelassen werden.

8. Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken 
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu 
begrünen. Auf den Tiefgaragen sind mindestens sieben 
kleinkronig wachsende, einheimische Laubbäume als Baum-
reihe zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Absterben 
der Bäume ist eine entsprechende Ersatzpflanzung vorzu-
nehmen.

9. Die Dächer der rückwärtigen Gebäude im Kerngebiet mit 
einer Gebäudehöhe von höchstens 4 m sind nur mit einer 
Dachneigung bis 15 Grad zulässig. Diese Dachflächen sind 
mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Verordnung

über den Bebauungsplan Altona-Altstadt 58
Vom 31. März 2014

(HmbGVBl. S. 127)

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1548), in Verbindung mit § 3 Abätze 1 und 3 sowie § 5 
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung 
vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert 
am 19. Juni 2013 (HmbGVBl. S. 306), § 4 Absatz 3 Satz 1 des 
Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnatur-
schutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), 
zuletzt geändert am 2. Dezember 2013 (HmbGVBl. S. 484), in 
Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesna-
turschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
geändert am 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154, 3159, 3185), 
sowie § 1 und § 2 Absatz 1 der Weiterübertragungsverordnung- 
Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert 
am 5. April 2013 (HmbGVBl. S. 142, 147), wird verordnet:
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